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Wie zynisch kann Geschichte doch sein! Fast auf den Tag genau 30 Jahre sind vergangen seit der
Asylrechtsänderung durch den Deutschen Bundestag (26. Mai 1993). Drei Tage später verübten 4
Neonazis einen verheerenden Brandanschlag auf das Haus einer türkischstämmigen Familie in
Solingen, bei dem 5 Menschen ums Leben kamen und 14 zum Teil schwer verletzt wurden. So viel
zur Wirksamkeit der Asylrechtsänderung, die mit entsprechendem Mediengetrommel als
Eindämmung des rechten Straßenmobs verkauft wurde, um ihm die Basis zu entziehen, die
angeblich in „Überfremdung“ bestehe. Überfremdung wurde zum Unwort des Jahres 1993 gewählt.

Blutspur

Schon vorher hatte der rassistische Pöbel in Hoyerswerda, Rostock-Lichtenhagen und Mölln gewütet
– ebenfalls mit Toten und Verletzten. Doch weit entfernt davon, seine Untaten in die Schranken zu
weisen, wirkte die legale Verschärfung des Asylrechts – gegen Geflüchtete, nicht den rechten Mob!
Erinnert sei nur an die Attentate des NSU und den Amoklauf in Hanau, die sich wie eine Blutspur
durch die jüngere Geschichte der BRD ziehen, begleitet von anschwellenden Massenbewegungen
wie Pegida. In diesem Szenario muss man die demokratischen Abgeordneten, die für das neue
Asylrecht gestimmt haben, als Kompliz:innen, nicht Gegner:innen der offen physischen Gewalt
gegen Migrant:innen bezeichnen.

Am 26. Mai 1993 beschloss der Bonner Bundestag mit Zweidrittelmehrheit eine
Grundgesetzänderung. Ohne die Zustimmung durch die meisten SPD-Parlamentarier:innen wäre sie
nicht zustande gekommen. Dieser „Asylkompromiss“ Artikel 16 a des Grundgesetzes sah vor, dass
der alte Artikel „Politisch Verfolgte genießen Asylrecht“ erheblich eingeschränkt wurde. 16 a führte
den „sicheren Drittstaat“ ein. Demnach erhält ein/e Schutzsuchende/r kein Recht auf Asyl in
Deutschland, wenn sie/er über ein EU-Mitglied oder einen anderen Staat eingereist ist, in dem die
Möglichkeit existiert, einen Asylantrag einzureichen. Deutschland ist von solchen vollständig
umringt. Heute werden weniger als 1 % aller Asylanträge positiv beschieden. Weitere verschärfte
Klauseln wurden im Grundsatz im Mai 1993 angelegt: das Asylbewerberleistungsgesetz, das die
soziale Versorgung auf ein Niveau deutlich unterhalb der regulären Sozialhilfe senkt; das
sogenannte Flughafenverfahren, mittels dessen auf dem Luftweg eingereiste Schutzsuchende
seither 3 Wochen im Transitbereich eines Airports festgehalten werden können, das als
„exterritoriales Gebiet“ eingestuft wurde.

Als die Grünen damals für den Tag der Abstimmung die Aufhebung der Bannmeile um den
Bundestag forderten wurde dies mit den Worten abgelehnt, man beuge sich nicht dem Druck der
Straße. Man beugte sich genauer nicht diesem, fortschrittlichen Druck, sehr wohl aber dem
reaktionären: 521 Abgeordnete stimmten für die gravierenden Verschlechterungen. Kanzler Kohl
weigerte sich, an den Trauerfeiern in Mölln und Solingen teilzunehmen. Sein Terminkalender
gestatte keinen „Beileidstourismus“ – ganz in diesem selektiven Sinn.

EU der Menschenrechte?

Erhalten nicht trotzdem 35 % der Asylsuchenden in der BRD einen Schutzstatus? Dies gilt aber nur,
weil Genfer Flüchtlingskonvention und Europäische Menschenrechtskonvention gewisse
Abschiebungen verbieten. Doch jetzt droht hier schlimmeres Ungemach als vor 30 Jahren in
Deutschland, wo ja Schutzsuchende auf andere EU-Staaten verwiesen wurden. Am 8. Juni 2023
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wollen die Innenminister:innen eine Vorentscheidung fällen.

Im Klartext: Schutzsuchende werden im geplanten neuen Grenzverfahren behandelt, als seien sie
niemals eingereist. Das deutsche Flughafenverfahren steht hier deutlich Pate. Sie werden an den
Außengrenzen in Lagern festgesetzt und überwacht. Gleichzeitig will man die Anforderungen an
„sichere Drittstaaten“ senken. Folglich sollen sie in solche Staaten verfrachtet werden können, in
denen sie niemals waren und in die sie auch nicht gelangen wollten. Erforderlich ist nur, dass
Teilgebiete als sicher gelten. Die Genfer Flüchtlingskonvention muss also nicht verbrieftes Recht
darstellen, um im Eilverfahren abgeschoben werden zu können. Eine individuelle Prüfung der
Fluchtgründe ist ebenso wenig vorgeschrieben, obwohl im Koalitionsvertrag der Ampel steht: „Der
Asylantrag von Menschen, die in der EU ankommen oder bereits hier sind, muss inhaltlich geprüft
werden.“

Scholz und Faeser opfern also elementare Bestandteile des EU-Asylrechts, um einerseits mit
rechtspopulistischen Regierungen einen Deal zu schließen, der das Auseinanderfallen dieses Blocks
verhindern soll. In geringerem Maß spielen auch die bevorstehenden Landtagswahlen in Hessen und
Bayern eine Rolle bei dieser „Kehrtwende“. Entschuldigen können sie sie nicht. Ukrainekrieg,
Verfolgungsdruck in Afghanistan, Syrien und der Türkei stehen fürs genaue Gegenteil.

Diskursschwenk

Wie vor 30 Jahren bereiten die Damen und Herren im Parlament zum rechten Diskurs.
Innenministerin Nancy Faeser sprach direkt nach den Vorfällen der Berliner Silvesternacht von
„gewaltbereiten Integrationsverweigerern“, Jens Spahn (CDU) strickte flugs eine Verbindung mit
„ungeregelter Migration“ her, in der Bundesregierung ist „irreguläre“ Einwanderung zum
geflügelten Wort mutiert, Robert Habeck hat nichts mehr gegen Haftlager einzuwenden und eine
FDP-Bundestagsabgeordnete nahm wieder das Unwort des Jahres 1993 in den Mund. Die
Täter:innen in Nadelstreifen handeln wieder nach dem Motto: „Wir schlagen Schaum, wir seifen ein,
wir waschen unsere Hände wieder rein!“

Abschiebepraxis: Malta, Libyen …

Weitgehend unbeachtet hatte die EU-Kommission bereits im Dezember 2021 Änderungen des
Schengener Grenzregimes angestoßen, die der EU-Rat dann im Juni übernahm. Das Straßburger
Parlament hatte sie nur geringfügig abgeschwächt. Die Vorgänge an der polnischen Grenze zu
Belarus (Weißrussland) vom Winter 2021 wurden zum Anlass genommen, Kontrollen an den
Binnengrenzen erst nach zweieinhalb Jahren gegenüber der Kommission rechtfertigen zu müssen.
An den Außengrenzen wird alles ignoriert, was passiert. Griechenland darf ungestraft Migrant:innen
zurückdrängen. Frontex leistet aktive Beihilfe. So jüngst bei der Rückführung eines ehemaligen
Fischerboots mit 500 Geflüchteten aus Maltas Seezone durch eine libysche Miliz nach Bengasi:
Frontex, maltesische Behörden und ein Schiff der Bundesmarine, welches regelmäßig im Mittelmeer
patrouilliert – warum wohl? –, schritten nicht ein, geschweige denn leisteten sie Seenotrettungshilfe.

… Niger

Der Niger gilt seit 2015 als weiterer Grenzwächter Europas. Im Juli 2022 erneuerte die EU ihre
„Antischmuggelpartnerschaft“, lagert ihre Grenzen nicht nur an der Mittelmeerküste, sondern bis in
die Mitte Nigers aus. 2010 hat die Internationale Organisation für Migration der Vereinten Nationen
(IOM) hier angefangen, von den EU-Staaten bezahlte „Transitzentren“ zu bauen. Von hier sollen aus
Algerien oder Libyen Abgeschobene in ihre Herkunftsländer zurückgebracht werden. 2015 erließ
Niger das Gesetz 036, das Migration und ihre Unterstützung (Transport, Unterbringung) illegalisiert
und mit Freiheitsstrafen bis zu 10 Jahren und Geldbußen bis zu 3.000 Euro ahndet. In der Folge



wichen Flüchtende auf gefährlichere und teurere Fluchtrouten durch die Sahara aus. Bleibt ein Auto
liegen, gibt es kaum Hilfe, zumal allein die Benutzung eines Satellitentelefons als Straftat gilt. Seit
2014 registrierte die UNO 2.000 Todesfälle in der Wüste – Tendenz steigend. Expert:innen rechnen
mit weit höheren Zahlen.

… Polen

Polen gilt als Opfer der Destabilisierungsversuche der EU durch den belarusischen Diktator
Lukaschenko. Kein Wunder also, dass jetzt auch seine Binnengrenzen verstärkt überwacht werden.
Die Bundesinnenministerin traf sich diesbezüglich jüngst mit dem polnischen Vizeressortchef
Grodecki. Deutsche und polnische Behörden werden demnach ihre Kontrollen entlang der
gemeinsamen Grenze ausweiten. Brandenburgs Innenminister Stübgen (CDU) hatte seine
Bundeskollegin aufgefordert, dem schon lang praktizierten Beispiel Bayerns und Österreichs
folgend, auch stationäre Grenzkontrollen zu errichten. Dies wurde zwar einstweilen zurückgewiesen,
doch wird die Bundespolizei (früher: Bundesgrenzschutz) Einsätze in der polnischen Grenzregion
weiter intensivieren.

… Österreichs

Zuvor hatte Faeser bereits mit dem österreichischen Innenminister Gerhard Karner über die
Beibehaltung Beibehaltung der gemeinsamen Grenzkontrollen gesprochen, die eigentlich schon
lange gegen das Schengener Abkommen verstoßen. Beide waren sich gerade in Hinblick auf den
derzeit verhandelten „Asyl- und Migrationspakt“ (GEAS) einig, dass Binnengrenzkontrollen
innerhalb des Schengengebiets erst aufgehoben gehören, wenn der Außengrenzschutz funktioniert.
Dass das ähnlich wie im Mittelmeer und Nordafrika nur mit illegalen Rückführungen (Pushbacks)
vor sich gehen muss, ist eine Binsenweisheit.

Pushback für GEAS!

Der Aufschrei unter einschlägigen humanitären und Seenotrettungs-NGOs wie Pro Asyl, Sea-Watch
etc. ist zwar riesig, doch im Gegensatz zu 2015 bleiben die Straßen, so am 26. Mai 2023 in Berlin,
beschämend leer. Die Politik dieser Organisationen besteht zum großen Teil aus Petitionen, also
einer Form von Betteln an „unsere“ Politiker:innen, darunter ausgerechnet Hauptkriegstreiberin
Baerbock. Natürlich sollten wir alle Mobilisierungen, seien sie auch noch so zahm geraten,
unterstützen. Die Arbeiter:innenklasse muss gemäß ihren ureigensten historischen Interessen
jedoch auch das Feld der Einwanderungspolitik zu ihrem gestalten. Sie muss beginnen mit dem
Eintreten für konsequente demokratische Reformen, die in der Forderung nach offenen Grenzen und
vollen staatsbürgerlichen Rechten, nicht nur Bleiberecht und Duldung, gipfeln. Darüber hinaus muss
sie die legalen Voraussetzungen für ihre Klasseneinheit ergänzen durch soziale Forderungen wie
Verteilung der Arbeit auf alle hier Lebenden, Mindestlohn, Anspruch auf volle Sozialhilfe,
Reisefreiheit, gegen Arbeitsverbote und Residenzpflicht, für normales Wohnrecht statt
Unterbringung in Lagern, Anerkennung der Berufsabschlüsse, kostenlosen Sprachunterricht usw.
Doch um ihren Anspruch, die führende Klasse in der zukünftigen Weltgesellschaft zu werden zu
untermauern, bedarf es des Aufbaus einer revolutionären kommunistischen Arbeiter:innenpartei und
-internationale, die sich für die Abschaffung des kapitalistischen Systems in die Bresche wirft, das in
seiner imperialistischen Epoche durch das Wirken des Wertgesetzes auf dem Weltmarkt auch die
Ungleichheiten zwischen den Nationen und Ungleichmäßigkeit ihrer Entwicklung zugunsten der
Großmächte und auf Kosten einer immer mehr zunehmenden Masse der Weltbevölkerung
verstärkt…


